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Der Bundesminister für Wirtschaf t 
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Bonn, den 23. März 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kfz.-Haftpflichtversicherung 

Bezug: Kleine Anfragen 98 und 160 der Abgeordneten 
Kurlbaum, Dr. Mommer und Genossen 


Die vorstehend bezeichneten Kleinen Anfragen 98 und 160 beant- 
worte ich wie folgt: 

1. Es trifft zu, daß nach der bis zum 30. Dezember 1954 geltenden 
Regelung die Beitragsrückvergütung in der Kraftfahrtversiche- 
rung bei schadensfreiem Verlauf eines Vertrages während des 
abgelaufenen Kalenderjahres der Höhe nadi von dem Geschäfts- 
ergebnis aller Versicherungsarten, also der Kraftfahrthaftpflicht- 
versicherung, der Fahrzeugvollversicherung, der Fahrzeugteilver- 
sicherung, der Insassenunfall- und Gepäckversicherung, abhängig 
war. Die frühere Bildung einzelner Überschußverbände für die 
Kraftfahrthaftpflicht- und Fahrzeugvollversicherung ist bereits 
seit dem 1. Januar 1954 aus folgenden Gründen aufgegeben 
worden: 

a) Nach der Herstellung einer echten Bedarfsprämie in der 
früher notleidenden Fahrzeugvollversicherung seit dem 1. Ja- 
nuar 1953 war, gemessen an der Beitragshöhe, eine gleich- 
mäßige Schadensquote in der Haftpflicht- und Fahrzeugvoll- 
versidierung zu erwarten. 

b) Die gesonderte Abrechnung der Haftpflicht- und Fahrzeug- 
vollversicherung führte verwaltungsmäßig zu einer Mehr- 
belastung, die sich wiederum in einer Minderung der Beitrags- 
rückvergütung auswirkte. 

c) Durch die damalige Einrichtung eines Fehlbetragsausgleichs 
zwischen der Haftpflicht- und Fahrzeugvollversicherung war 
bereits in der Vergangenheit ein enger wirtschaftlicher Zu- 
sammenhang zwischen beiden Versicherungsarten hergestellt. 

d) Infolge der durch die Verordnung PR Nr. 24/53 vom 2. Sep- 
tember 1953 (Bundesanzeiger Nr. 172) schon für das Jahr 
1953 erstmalig vorgeschriebenen Bildung eines einheitlichen 
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Überschußverbandes aller Arten der Kraftfahrtversicherung 
wurde für die wirtschaftlich besonders bedeutungsvollen Bei- 
träge der Haftpflicht- und Fahrzeugvollversicherung eine 
wesentlich höhere Überschußquote erzielt. 

Nachdem nach Eingang der Kleinen Anfrage 98 durch die Ver- 
ordnung PR Nr. 13/54 vom 22. Dezember 1954 bei einem 
2-jährigen und 3- oder mehrjährigen schadensfreien Verlauf der 
Verträge unabhängig von dem Vorhandensein eines technischen 
Überschusses bei dem einzelnen Versicherungsunternehmen eine 
feste Beitragsermäßigung von 10 bzw. 20 ^/o des Beitrages in der 
Haftpflicht- und Fahrzeugvollversicherung erfolgt ist, kann an- 
genommen werden, daß Insoweit die Bedenken der Antragsteller 
hinfällig geworden sind. Soweit es sich aber um das aufrecht- 
erhaltene Verfahren der Beitragsrückvergütung aus technischem 
Überschuß bei nur einjährigem schadensfreiem Verlauf des Ver- 
trages handelt, mußte im Interesse der Versicherungsnehmer an 
der bisherigen Zusammenfassung der Ergebnisse aller Versiche- 
rungsarten festgehalten werden, weil diese eine höhere Beitrags- 
ermäßigung in der Haftpflicht- und Fahrzeugvollversicherung 
als bei einer Bildung getrennter Überschußverbände aus den 
oben dargelegten Gründen gewährleistet. 

Wenigfahrer sind sowohl durch die Verordnung PR Nr. 7/52 
zur Berechnung der Beiträge in der Kraftfahrthaftpflicht- und 
Fahrzeugvollversicherung bei schadensfreiem Verlauf der Ver- 
träge in der Fassung der Anlage zur Verordnung PR Nr. 24/53 
vom 2. September 1953 (Bundesanzeiger Nr. 172 vom 8. Sep- 
tember 1953) als auch durch die jetzt geltende Verordnung 
PR Nr. 13/54 in derselben Weise begünstigt wie Normalfahrer 
oder Häufigfahrer. Eine Differenzierung der Beitragsermäßigung 
in der Weise, daß für Wenigfahrer eine höhere Beitragsermäßi- 
gung als für Häufigfahrer in Betracht kommt, erscheint mir 
unbegründet, weil beide im Falle eines schadensfreien Verlaufs 
ihrer Verträge in gleichem Umfang, nämlich in Höhe ihres Bei- 
trages abzüglich der Verwaltungskosten, zu der Entstehung des 
technischen Überschusses beigetragen haben. 

Wenn Wenigfahrer überhaupt besonders berücksichtigt werden 
sollen, so kann es sich allenfalls um die Frage der Höhe des Ver- 
sicherungstarifs für Wenigfahrer handeln. Statistische Unterlagen 
über die durchschnittliche Schadenshäufigkeit je gefahrener Kilo- 
meter liegen bisher nicht vor. Eine besonders günstige tarif- 
mäßige Behandlung des Wenigfahrers ist daher auch nicht mög- 
lich. Es sprechen jedoch viele Gesichtspunkte dafür, daß der 
Wenigfahrer nicht nur nicht ein besseres, sondern sogar ein 
schlechteres Versicherungsrisiko als der Normalfahrer darstellen 
kann. Diese Vermutung wird durch die allgemeinen Erfahrungen 
über die Schadenshäufigkeit beim Sonntagsverkehr bestätigt. 
Ebenso wie wenig erfahrene Anfänger erfahrungsgemäß häufig 
ein schlechtes Versicherungsrisiko darstellen, kann auch ange- 
nommen werden, daß Fahrzeughalter, die ihre Fahrtätigkeit nicht 
fortlaufend ausüben, ein schlechteres Versicherungsrisiko sind. 
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2. Schon seit der ersten Regelung über eine Beltragsrückvergütung 
bei schadensfreiem Verlauf der Verträge durch die Verordnung 
PR Nr. 7/52 vom 25. Januar 1952 (Bundesanzeiger Nr. 22) ist 
eine Verbesserung des Verfahrens durch eine Erhöhung der Bei- 
tragsrückvergütung bei mehrjährigem schadensfreiem Verlauf in 
Aussicht genommen worden. Insbesondere ist ständig erwogen 
worden, gemäß der Beschlußfassung des Bundestages in der 
206. Sitzung vom 24. April 1952 das bisherige Verfahren der 
Beitragsrückvergütung in eine allgemeine feste Beitragsermäßi- 
gung (Bonus) umzuwandeln und diesen nach der Länge der Zeit- 
dauer des schadensfreien Verlaufs eines Versicherungsvertrages 
zu staffeln. Zu diesem Zweck mußte jedoch zunächst abgewartet 
werden, ob der kontinuierliche Verlauf der Beitragsermäßigung 
aus technischem Überschuß bei einer großen Anzahl von Ver- 
sicherungsunternehmen die Einführung eines Bonus ohne Bei- 
tragserhöhung gestattet. Nachdem die für die Jahre 1952 und 
1953 gewährten Beltragsrückvergütungen eine auf steigende Linie 
erkennen ließen, habe ich durch die Verordnung PR Nr. 13/54 
vom 22. Dezember 1954 erstmalig bei schadensfreiem Verlauf 
in den Jahren 1953 und 1954 eine feste Beltragsermäßigung von 
10 Vo vorgesdirieben. Diese erhöht sich auf 20 Vo, wenn ein 
schadensfreier Verlauf in den Jahren 1953, 1954 und 1955 vor- 
liegt. Bei einem zeitlich darüber hinausgehenden schadensfreien 
Verlauf wird an dieser festen Beitragsermäßigung von 20 ^/o 
festgehalten. Eine Erhöhung der Beiträge im Zusammenhang mit 
der Einführung dieses Bonus erfolgt nicht. 

Um zu gewährleisten, daß die Versicherungsnehmer bei einem 
höheren technischen Überschuß, als er dem für den Bonus aus- 
zuschüttenden Betrag entspricht, wie bisher in den vollen Genuß 
des technischen Überschusses kommen, sieht die Verordnung 
PR Nr. 13/54 ferner die Ausschüttung des verbleibenden An- 
teiles an dem technischen Überschuß vor; dieser wird gleich- 
mäßig auf die Versicherungsverträge aufgeteilt, die während des 
vergangenen Kalenderjahres oder in den vergangenen Kalender- 
jahren schadensfrei verlaufen sind. Bei der Gewährung eines 
Bonus bei schadensfreiem Verlauf in den Kalenderjahren 1953 
und 1954 in Höhe von 10 Vo wird dieser also In demselben Um- 
fang erhöht, in dem bei schadensfreiem Verlauf lediglich im 
Kalenderjahr 1954 eine Beltragsermäßigung aus technischem 
Überschuß geleistet wird. 

Mit dieser Regelung ist somit dem Wunsch nach einer unab- 
hängig vom technischen Überschuß zu zahlenden zusätzlichen 
steigenden Prämiierung eines fortgesetzten schadensfreien Ver- 
laufs im Rahmen der heute für eine Beitragsermäßigung ohne 
Prämienerhöhung zur Verfügung stehenden Mittel Rechnung 
getragen. 


3. Infolge der Verbindung zwischen einer festen Beitragsermäßigung 
bei 2- und mehrjährigem schadensfreiem Verlauf und einer Bei- 
tragsermäßigung aus technischem Überschuß nadi dem bisherigen 
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Verfahren durch die Verordnung PR Nr. 13/54 ist der Wett- 
bewerb der Versicherer, der in den letzten Jahren durch die 
unterschiedliche Höhe der Beitragsermäßigung aus technischem 
Überschuß entstanden ist, grundsätzlich unberührt geblieben. Der 
Fortfall der Beltragsrückvergütung aus technischem Überschuß 
nach der früheren Regelung und der entsprechenden Beitrags- 
ermäßigung nach der jetzigen Regelung im Falle eines Wechsels 
des Versldierers für das Kalenderjahr, in dem der Wechsel er- 
folgt, beruhte und beruht auch jetzt auf der Erwägung, daß den 
Versicherungsunternehmen nicht zugemutet werden kann, für 
einen Versicherungsnehmer, der nur während eines Teiles des 
Kalenderjahres versichert war und daher nur teilweise zur Ent- 
stehung des Überschusses bei schadensfreiem Verlauf beigetragen 
hat, die Beitragsermäßigung aus technischem Überschuß zu ge- 
währen. Eine Regelung, die sich hierüber hinwegsetzt, hätte nur zur 
Folge gehabt, daß die Rückvergütungsquote für diejenigen Ver- 
sicherungsnehmer, die für das ganze Kalenderjahr ihre Beiträge 
entrichtet haben, zugunsten der Versicherungsnehmer, die nur 
für einen Teil des Jahres Beiträge gezahlt haben, gekürzt worden 
wäre. Bel einem Wechsel des Versicherers in den letzten Monaten 
des Kalenderjahres könnte die Rückerstattungsquote sogar den 
auf diesen Teil des Kalenderjahres entfallenden Beitragsanteil 
überschreiten. 

Ein finanzieller Ausgleich zwischen dem alten und neuen Ver- 
sicherer hätte verwaltungsmäßig zu außerordentlichen Schwie- 
rigkeiten geführt. Dieser Ausgleich würde zunächst voraussetzen, 
daß die Frage sowohl bei dem abgebenden als auch bei dem über- 
nehmenden Unternehmen genau zu prüfen wäre, ob die Voraus- 
setzungen für die Beitragsermäßigung bei beiden Unternehmen 
vorliegen. Damit wären aber Erhöhungen der Verwaltungs- 
kosten verbunden, durch die der zur Verteilung bestimmte tech- 
nische Überschuß zum Nachteil der Versicherungsnehmer ge- 
schmälert würde. Ich habe aus diesen Gründen von einer der- 
artigen Regelung absehen müssen. Überdies besteht für Versiche- 
rungsnehmer, die ihren Versicherer wechseln wollen, technisdi 
die Möglichkeit, für den Rest des Kalenderjahres einen Kurz- 
versidierungsvertrag abzuschließen und den Wechsel erst zum 
1. Januar des folgenden Kalenderjahres vorzunehmen. In diesem 
Falle würde bei einem schadensfreien Verlauf des Vertrages 
während des ganzen Kalenderjahres der Anspruch auf Beitrags- 
ermäßigung gewahrt bleiben. 

Prüft man die Frage des Versichererwechsels unter dem Gesichts- 
punkt der festen Beitragsermäßigung, so müssen grundsätzlich 
dieselben Erwägungen gelten. Es war zu entscheiden, ob ein Ver- 
sicherungsnehmer, der ln einem Kalenderjahre zu einem anderen 
Versicherungsunternehmen übergeht, bei diesem ebenfalls eine 
Anrechnung der bei dem alten Versicherer schadensfrei ver- 
laufenen Jahre in vollem Umfang oder teilweise beanspruchen 
kann. Die volle Anerkennung der Jahre war deswegen nicht 
möglich, weil sie eine Art von Finanzausgleich zwischen den be- 
teiligten Versicherungsunternehmen erfordert hätte, der mit den 
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oben bereits dargelegten Schwierigkeiten materieller und tech- 
nischer Art verbunden wäre. Überdies würde für einen solchen 
Ausgleich die gesetzliche Ermächtigung, auf Grund deren die 
Verordnung PR Nr. 13/54 erlassen worden ist, nicht ausreichen. 
Dagegen erschien es unter wirtschaftlidien und rechtlichen Ge- 
sichtspunkten tragbar, das Jahr, in dem der Wechsel erfolgt, in 
vollem Umfang auf die Jahre, die bei sdiadensfreiem Verlauf zu 
einem Bonus berechtigen, anzurechiien. Es wird auf Grund der 
Erfahrungen, die im Jahre 1955 erstmalig mit der Neuregelung 
gemacht werden, zu prüfen sein, ob an diesem Verfahren fest- 
gehalten werden kann oder eine Änderung für die Zukunft in 
Erwägung zu ziehen ist. Nach den in Europa sonst getroffenen 
Bonusregelungen führt, soweit mir bekannt ist, der Wechsel von 
einem zu einem anderen Versicherungsunternehmen mit einer 
einzigen Ausnahme (Irland) zu einem vollständigen Verlust des 
Anspruches; in Finnland wird der Anspruch halbiert. 

Durch die getroffene Neuregelung dürfte das Interesse des Ver- 
sicherungsnehmers, der einen schadensfreien Verlauf seines Ver- 
trages aufweist, an dem Wechsel seines Versicherers schon deshalb 
zurückgehen, weil er infolge der Progression des Bonus mit zu- 
nehmender Dauer des schadensfreien Verlaufs seines Vertrages 
in eine höhere feste Beitragsermäßigung hineinwächst. Für alle 
übrigen Versicherungsnehmer ohne schadensfreien Verlauf, d. h. 
aber 70 bis 80 ^/o aller Versicherungsnehmer, sind diese Über- 
legungen ohnehin für den Bonus ohne jedes Interesse. 

4. Die Annahme, daß der Versidierungsnehmer in der Haftpflidit- 
versicherung mit seinem Beitrag zur Deckung der Verwaltungs- 
kosten in den übrigen Zweigen der Kraftfahrtversidierung bei- 
trage, trifft nicht zu. Auch in den Beiträgen der übrigen Zweige 
der Kraftfahrtversidierung außerhalb der Haftpflichtversicherung 
ist eine Quote von 30 ^/o für Verwaltungskosten eingerechnet. 
Nach allen bisherigen Erfahrungen und den Untersuchungen 
meines Hauses fallen in der Regel in der Haftpflichtversicherung 
relativ höhere Verwaltungskosten als in den übrigen Zweigen an. 
Der Versicherungsnehmer in der Haftpflichtversicherung trägt 
daher mit Sicherheit nicht zu den Vcrwaltungskosten der übrigen 
Zweige bei; vielmehr konnten die Beiträge In diesen Zweigen 
nur deswegen in der Vergangenheit verhältnismäßig niedrig ge- 
halten werden, weil es infolge des ausschlaggebenden Gewichtes 
des Verwaltungsapparates, der für die Haftpflichtversicherung 
benötigt wird, möglich war, den Verwaltungsaufwand der übri- 
gen Zweige der Kraftfahrtversicherung zu rationalisieren. Würde, 
was allerdings infolge des sachlichen Zusammenhangs aller Zweige 
der Kraftfahrtversicherung praktisch unmöglich ist, rein theore- 
tisch eine Verselbständigung der Haftpflichtversicherung durch- 
geführt, so würden Einsparungen an Verwaltungskosten im 
Haftpflichtgeschäft nicht eintreten; dagegen würden sich die Ver- 
waltungskosten der übrigen Zweige der Kraftfahrtversidierung 
erheblich erhöhen. Die Untersuchungen meines Hauses in der 
Vergangenheit lassen Im übrigen erkennen, daß In der Entwick- 
lung der Jahre 1938 bis 1951 die gesamten Verwaltungskosten 
je versichertes Risiko etwa auf die Hälfte zurückgegangen sind. 
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5. Der Zeitpunkt, zu dem Geldleistungen des Versicherers fällig 
werden, ergibt sich aus § 11 des Versicherungsvertragsgesetzes 
(VVG). Der Versicherer braucht danach grundsätzlich erst dann 
zu leisten, wenn die zur Feststellung des Versicherungsfalles und 
des Umfanges seiner Leistungspflicht notwendigen Erhebungen 
beendet sind. Steht die Leistungspflicht dem Grunde nach fest, 
so kann der Berechtigte eine Abschlagszahlung verlangen. Der 
Versicherer darf somit je nach den Umständen des Einzelfalles 
die Auszahlung von Entschädigungsleistungen zurückstellen, bis 
der Sachverhalt hinreichend geklärt ist. Oft ist ein Prozeß die 
einzige Möglichkeit, den Tatbestand, der sich ausschließlidi im 
Herrschaftsbereich des Versicherungsnehmers abgespielt hat, klar- 
zustellen. Der Versicherer würde aber mit Rücksicht auf seine 
volkswirtschaftliche Stellung und beim Gegenseitigkeitsverein 
vor allem auch mit Rücksicht auf die Interessen seiner Mitglieder 
nicht verantwortungsbewußt handeln, wenn er begründeten 
Zweifeln an seiner Zahlungsverpflichtung und dem ihm nach 
§ 34 VVG zustehenden Aufklärungsrecht nicht dadurch statt- 
gäbe, daß er es auf einen Prozeß ankommen ließe. In jedem Falle 
ist der Versicherer auch berechtigt, die Durchführung eines etwa 
anhängig gewordenen Strafverfahrens abzuwarten. Im übrigen 
hat er, wenn der Anspruch des Geschädigten rechtskräftig fest- 
gestellt ist, die Versicherungsleistung nach § 154 VVG innerhalb 
2 Wochen zu erbringen. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß wirtschaftlich schwache Ge- 
schädigte durch eine — möglicherweise auf die lange Dauer eines 
Gerichtsverfahrens zurückzuführende — Verzögerung bei der 
Abwicklung des Schadensfalles schwerer betroffen werden, als 
das bei wirtschaftlich besser gestellten Geschädigten der Fall ist, 
und daß jene daher eher geneigt sein werden, auf einen sie nicht 
befriedigenden Vergleich einzugehen, als diese. Derartige Erschei- 
nungen sind jedoch nicht auf den Bereich des Versicherungs- 
wesens beschränkt. Sie werden sich nie ganz beseitigen lassen. 
Insbesondere wird den Versicherern eine Leistung vor eindeutiger 
Feststellung ihrer Leistungspflicht, abgesehen von der bereits 
erwähnten, ihnen obliegenden Aufklärungspflicht, auch deshalb 
nicht zugemutet werden können, weil eine spätere Rückforde- 
rung ungerechtfertigt ausgezahlter Beträge gerade bei wirtschaft- 
lich schwachen Geschädigten meist ohne Erfolg bleiben würde. 
Veranlassung zu einem Eingreifen des Staates wird nur dort 
gegeben sein, wo ein Versicherer die wirtschaftliche Schwäche des 
Geschädigten in mißbräuchlicher Weise dazu benutzt, diesem 
nachweislich zustehende Entschädigungsleistungen zu beschneiden. 

Beschwerden über die Abwicklung der Schadenszahlungen ge- 
hören zur Zuständigkeit des Bundesaufsichtsamtes für das Ver- 
sicherungs- und Bausparwesen. Wie ich festgestellt habe, sind bei 
dieser Behörde in der Zeit vom 1. April 1953 bis zum 31. März 
1954 auf dem Gebiete der Kraftfahrtversicherung nur in 435 Fäl- 
len Beschwerden erhoben worden. Dabei hat sich herausgestellt, 
daß 192 Beschwerdefälle unberechtigt waren, 169 Beschwerde- 
fälle reine Rechtsfragen betrafen, die zur Zuständigkeit der Ge- 
richte gehören, und nur in 74 Fällen berechtigte Beschwerden 
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Vorlagen, denen das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen abgeholfen hat. Am 1. Juli 1953 betrug der 
Bestand an Kraftfahrzeugen in der Bundesrepublik über 4 Mil- 
lionen. Wenn angenommen wird, daß hiervon 90 ®/o versiche- 
rungspflichtig waren, ist die Anzahl der berechtigten Beschwerde- 
fälle außergewöhnlich gering. Diese Feststellung gilt auch, wenn 
die Anzahl der Beschwerden zu den ca. 1 Million Schadens- 
fällen in demselben Zeitabschnitt in Beziehung gebracht wird. 

Es kann daher nicht behauptet werden, daß in nennenswertem 
Umfang wirtschaftlich schwache Geschädigte durch das Verhalten 
der Versicherungsunternehmen bei der Schadensregulierung be- 
nachteiligt waren. 


In Vertretung 
m.d.W.d.G.b. 

Westrick 
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